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Das Micktigste .
Die Friedenskonferenz .

Die „Agence Havas " verbreitet folgenden vom 3 . Februar
Votierten diplomatischen Situationsbericht : Die Vertreter der
Großmächte , traten Montag nachmittag im Ministerium des

Äußern zusammen . Der griechische Ministerpräsident Benize -

loS legte die territorialen Forderungen Griechenlands vor . Sie
umfassen 1 . Nordepirus und Rordalbanie », 2 . Konstautmopel .
Für den Fall , daß die Stadt nicht Griechenland zufallen sollte ,
beantragt Venizelos die Internationalisier » » « Konstantinopels
unter dem Protektorate des Völkerbundes , 3 . Thrazien «. 4.
die Inseln deS Dodekanes , 5. die Insel Cypern , 6 . Kleinasien ,
die westlichen Provinzen , ein Teil des Vilajets Brussa und des

Vilajets Aide« und der Hafenplatz Smyrna . Armenien mit
dem Vilajet Trapezunt und Adana sollen ein besonderer Staat
werden , dessen Verwaltung einer vom Völkerbund zu bezeich¬
nenden Großmacht übertragen werden soll .

Der Pariser „Temps " meldet : Im Kammerausschuh teilte
Pichon mit, daß der Völkerbund zum 1. Oktober vollzogen sei.

Lur Frage der deutschen Ikolomen
* Daily News " meldet aus PariS : Es sind Bestrebu « .

gen im Gange , die. deutschen Kolonien teilweise
Deutschland unter internationaler Kontrolle zu be¬
lassen .

Lur Versorgungsfrage .
* Vor einigen Tagen ist eine amtliche amerikanische Kom¬

mission in Berlin eingetroffen , um sich über die politischen
und wirtschaftlichen Verhältnisse Deutschlands zu unterrichten .
Die von ihr gewonnenen Eindrücke und das gesamte Material
dürften dann der amerikanischen Regierung als Grundlage
für ihre Stellungnahme bei den Friedensverhandlungen die¬
nen . Die Kommission steht unter der Führung des früheren
amerikanischen Militärattaches in Berlin . Sie hat das Ge -
bäude der amerikanischen Botschaft , das bisher der spanischen
Vertretung anvertraut war , wieder übernommen . Damit ist,
wie ein Telegramm besagt , auch der erste Anfang zur Wieder -
aufnakime der Beziehungen , wenn auch vorläufig auf nicht
formellem Wege , gemacht.

Lin Beschluss der Werner Ikonferenz.
* Der Präsident der von der internationalen Sozialistenkon

ferenz eingesetzten Kommission teilt mit , daß die Kommissio ,
«Ns den Text folgender Resolution sich geeinigt habe :

„Die Vereinigung der Völker zu einer innigen Gemein
schaft gehört von jeher zu den vornehmsten Idealen der so
zialistischen Internationale . Dieses Ideal entspringt eine
Solidarität der Proletarier aller Länder und aus dem sozia
len Endziel , das sich nicht national , sondern nur internatio
»ml verwirklichen läßt . Der Weltkrieg hat dieses sozialistisch
Ideal der Gesellschaft der Nationen zu einer dringende ,
Aufgabe der Gegenwart auch für die nichtsozialistischen Par
larnentarier gemacht und gezeigt , daß bei der heutigen Höhder militaristischen Technik und des Verkohlrs jeder Krieg di
Tendenz hat, die ganze Welt in 2 feindliche Heerlager zu ent

gegeneinander mit den grauenvollsten Mitteln de
Kriegführung bis zur völligen Erschöpfung sich bekämpfenDer fungste Krieg hat die Welt bis an den Rand des Ab
grunds gebracht. Der nächste würde sie völlig vernichte,und schon die Vorbereitungen zu einem neuen Kriege wer
den me Welt zugrunde richten.

Dieses Unheil kann nur gehemmt werden durch dir Her
beiführung der „Gesellschaft der Rationen ". Die Gesellschas
soll von den Volksvertretungen der verschiedensten Lände
gebildet werden . Sie muß ausgehen von einem Rechtsfri «
den, der keinen neuen internationalen Konfliktsstoff hat . Di
auf dem Grundsätze der Selbstbestimmungen der Völker auf
gebauten Staaten müssen in die Gesellschaft der Nationei
ausgenommen werden . Alle Mitglieder der Gesellschaft habe,ine gleiche Rechte und die gleichen Pflichten zur Diurchführun« ihrer Aufgaben , und die Völkerschaften, die noch nich
a ^ n^ ! -? ? ^ mmungsrecht gelang sind , sollen von de

>.
' ch° ^ der Nationen gestützt und dahin entwickelt wer

d 'e
. Fähigkeit erlangen , Mitglieder der Gesell, awkt freier Volker zu werden .

Kriessrük !» ^ ? ^ ^ der Gesellschaft ist es , neue Kriege un !
skbaä,», ^ verhindern . Sie müssen Einrichtungei
Skreiei »

'
» Vermittelungen und Schiedsspruch all

kettet »wischen de« BiMern entweder verhüte « . de
^ lche Fragen , die als Lebens - un !

die .werden . Dieses Schiedsgericht mus
Beihilf ? ^ derzeit Grenzberichtigungen unkei
dia werde? ^ "" eriing vorzunehmen , wenn solche notwen
d?n Gesellschaft der Nationen hat alle stehen
herbei,fiiführen

^ '^ " ^ schließlich d,e völlige Abrüstung

bewaffnete Macht durch die internationale .
Gesell 'st- s° lle sie unter dem Befehl d-
NcmomlÄ - ^ ^ atwnen stehen . Sie muß über das Mitte
Entscbeidnn „o? ^ ^

. verfügen , um die Durchführung ihre
ist W-> erzwingen zu können , wenn es notwendig
stimm «»« d« s°^ n sie abhängig von der Zu
nationale Ror,^

'°nen sein und die Gesellschaft soll knter
Berwaltun ^ i ? b^ ? Wse und Verkehrsmittel direft in ihr
Befuaniit - ^ ^ crnehmen . Die Gesellschaft der Nationen mus
w enÄckc ^ die ihr gestatten , sich zu einem Orga ,twickem, welches die Erzeugung und Verteilung de.

Lebensmittel und Rohmaterialien der Welt zu regeln und
ihr« Produktion im höchsten Grade zu entwickeln in der Lage
ist. Zu den gemeinschaftlichen Funktionen der Gesellschaft
der Nationen gehört auch die Herstellung , Weiterentwicklung
und Durchführung eines internationalen Arbeiterrechtes .

Die Bildung der Gesellschaft der Nationen wird jetzt er¬
folgen unter dem Drucke der Nachwirkung des Krieges . Die
Gesellschaft wird sich indessen später, wenn die Nachwirkung
an Kraft verliert , günstig entwickeln und ihren großen Auf¬
gaben gerecht werden können, wenn das internattonale Pro¬
letariat mit aller Macht hinter ihr steht und sie vorwärts
drängt . Je kräftiger die proletarische Bewegung in allen
Ländern ist , je mehr die Möglichkeit der Entwicklung der
internattonalen Aufgaben , je entschlossener das Proletariat
in jedem Lande jede Machtbefugnis der eigenen Regierung
bekämpft, je mehr vom Sozialismus an der Verwirklichung
und kraftvollen Durchführung der internattonalen soziali¬
stischen Idealen gearbeitet wird, umso kräftiger und lebens¬
reicher werden die Wirkungen der Gesellschaft der Nationen
sich gestalten .

"

Die Nationalversammlung in Meimar .
* Das Programm der ersten Tage in Weimar ist nach dem

„L .-A .
" folgendes : Donnerstag : Auszählnng des HauseS ;

Freitag : Präsidentenwahl , über diese Frage wird man sich
zwischen Mehrheitssozialisten und Demokraten als den aus ,
fchlaggebenden Parteien schon vorher nach Beendigung der bei¬
derseitigen Fraktionssitzungen einigen . Bisher ist noch keiner¬
lei Kompromiß geschlossen. Samstag findet keine Sitzung statt .
Montag hält Ebert seine erste Rede als Bolksbeauftragter . Er
wird den Berfassungsentwnrf einbringen .

Nach den Vorbesprechungen der MehrhejtSsozialisten haben
lt . „B . Pr ." nun auch die Deutsch- Demokraten in Erfurt unter
Fischbecks Vorsitz eine Besprechung abgehalten , worin sich die
Partei auf den Standpunkt stellt, daß die Bildung einer Re ,
gierung gemeinsam mit den MehrhritSsozialisten und dem
Zentrum empfehlenswert sei. Die Mehrheitssozialisten haben
noch eine weitere Sicherung der Revolution ins Auge gesüßt .
Sie wollen Vorschlägen, daß in die Reichsverfassnng eine Be¬
stimmung ausgenommen werden soll, nach der kein Mitgiieo
eines regierenden Hanfes ein Reichsamt erhalten darf . Tie
Abgeordneten sind nun alle in Weimar eingetrofsen . Auch die
12 Vertreter Elsaß - Lothringens , die um Zulassung zur Na¬
tionalversammlung bitten werden » habe« ihre Quartiere be¬
zogen . Nur die Abgeordneten der Stadt Posen haben Weimar
nicht erreichen können . Die Polen haben sie an der Abreise
nach Weimar gehindert .

Über die Konstituierung dex einzelne » Fraktionen wird mit »
geteilt , daß als Fraktionsborsitzender der Christlichen Volks -
Partei (Ztr .) der Abg. Gröber gewählt wurde . Die Deutsch¬
nationale Bolkspartei hat den Grafen Posadowsky zum Vor¬
sitzenden gewählt , zu dessen Stellvertretern Dietrich Schulz -
Bromberg und Behrend . Vorsitzender der Deutschen Bolkspar¬
tei ist der frühere sächsische Staatsminister Heinze . Die
Dentschdemokratische Fraktion ernannte einstweilen zum Vor¬
sitzenden von Payer . Als weitere Mitglieder des Vorstandes
werden u . a . genannt der sächsische Minister a. D . Ritzschke ,
Oberbürgermeister Koch-Kassel, Friedrich Nanmann und Frhr .
von Richtbofen . Nach dem „Berl . Lok -Anz ." ist es noch nicht
sicher, ob Payer oder Dernburg Vorsitzender der deutsch-demo¬
kratischen Partei sein werde, nachdem Fischbeck dieses Amt ab¬
gelehnt hat .

Die Christliche Bolkspartei wird sich lt . „B . Pr ." an der Bil¬
dung des Präsidiums bei der Nationalversammlung beteiligen
und den ersten Vizepräsidenten stellen . Sie wird an ihrem al¬
ten Namen Zentrumsfraktion sesthalten . Wie von zuverlässi¬
ger diplomatischer Seite verlautet , wird in einer der ersten
Sitzungen auch der Staatssekretär des Auswärtigen Graf
Brockdorf-Rantza« eine Rede über die auswärtige Politik hal¬
ten und hierbei voraussichtlich Deutschlands Stellung zum Völ¬
kerbund und seine Ansichten über die Frage der deutschen Kolo¬
nie « behandeln .

Die Besetzung der Nelcbsämter .
* Bei der ausschlaggebenden Mehrheit scheint, wie dem „Berl .

Taqbl .
" berichtet wird , die Absicht zu bestehen, ein gesamtes

Reichskabinrtt von 14 politischen Mitgliedern zu bilden , voraus¬
sichtlich bestehend aus 7 Sozialdemokraten und 7 Mitgliedern
der Deutsch -demokratischen Partei und deS Zentrums .

Generalstreik der Düsseldorfer Beamten .
* Die vereinigten « eamtea - und Berufsorganisationen von

Düsseldorf erlassen folgende Bekanntmachung : „Der « oll -
zussansschuß deS Arbeiter , « uh Soldatenrat »
hat auf unser gestriges Schreibe « « ud die darin enthaltenen
Forderungen keine Antwort erteilt . Das bedeutet eine Ab¬
lehnung unseres Ersuchens, mit « ns über unsere Forde ,
rungen zu verhandeln . ES beginnt daher heute mittag 12 Uhr
der Generalstreik . Sollte der Vollzugsausschuß mit
uns in Verhandlungen eintreten , s, werde « wir darüber der
Öffentlichkeit Mitteilung machen." — I « Lause des gestrige «
Tages hat sich noch eine « anzeAuzahl » , « Behörden -
Vereinigungen und Betrieben den vereinigten Be -
amten - und Be-rufsorgauisationra vo « Düsseldorf ange -
schlosse «.

Der Delegierte Dentsch - Gesterrelcbs kür
den deutschen Staatenansscduss .

.
*

Nus Veranlassung der deutschen Reichsregierung hat dis
deutsm-osterreicknsche Regierung beschlossen, zu dem zu bilden »
den Staatenausschuß einen Delegierten zu entsenden und den
deutsch-österreichischen Gesandten , Prof . Dr . Hartmann mit
der Vertretung zu betrauen

4k Vom Tage .
( Die Berner Konferenz .)

Von besonderer Seite wird uns geschrieben,
In Bern haben am Montag die Verhandlungen der inter¬

nationalen Sozialistenkonferenz begonnen , zu
deren Eröffnung 80 Delegierte aus 21 Ländern zugegen waren ,
indes von 17 Staaten die Vertreter noch fehlten . Während deS
Kriegs waren die mehrfachen vergeblichen Versuche der Inter -
nationale zu verzeicstlien, eurch Äerangastuiig einer Konferenz
in Stockholm eine Aussprache der miteinander ringenden Na -
tionen abseits der damaligen Machthaber herbeizuführen . Es
darf als bezeichnend nunmehr daran erinnert werden, daß
die inzwischen gestürzten Machthaber der Mittelmächte diese
Absicht begünstigten , während die noch heute regierenden Per¬
sönlichkeiten der sich „demokratisch" nennenden westlichen En -
tentestaaten sich ihr mit aller Macht entgegensetzten . Man
wollte den auf den Zuzug Amerikas verecyneren Swg und mit
der auf diese Weise durchgesetzte Fortführung des Völkermor .
dens durch weitere Jahre , man ja denn auch seine Absicht er.
reicht.

Nachdem der Krieg durch die Kapitulation des mit Hilfe
Amerikas erdrosselten Deutschland dem Waffenstillstand gewi -
chen war , vermochte man auch im Bering der Entente der
Zusammenkunft der Arbeitervertreter aller Länder keine wirk¬
samen Hindernisse mehr in den Weg zu legen ; von überall sind
Vertreter nach Bern gereist, wenn auch zum Teil erst nach
mannigfaltigen häuslichen Auseinandersetzungen mit ihren
den Regierungen nahestehenden Parteigenossen . Die während
der vier Kriegsjahre zwischen den Schlachten gestandene neu -
trale Schweiz fühlt sich sogar heute noch so unsicher und
schwankend, daß ein am 2. Februar stattgefundener , übrigen »
nur von nicht dem dritten Teil der Landessektionen beschickten
Parteitag beschloß, an der Konferenz überhaupt nicht teilzu¬
nehmen , was der daraufhin zurückgetretene Präsident der
schweizerischen sozialistischen Partei Müller allerdings als eine
internationale Blamage und einen schweren politischen Fehler
bezeichnete . Der Hauptgrund für den Beschluß dürfte das
etwas furchtsame Empfinden gewesen sein, daß es den Entente ,
delegierten , besonders von Frankreich, in Bern doch am Ende
nicht sehr ernst mit den Friedensabsichten gemeint sei und
man daher den etwaigen Folgen eines Bruchs auf Schweizer
Boden besser aus dem Weg bleibe . Eine gewisse Parallele zwi¬
schen den gegenwärtig tagenden beiden internationalen Kon¬
ferenzen , derjenigen der Entente in Paris und der Sozialisten
in Bern , ist ja allerdings insofern bemerkbar, als man auf
führender französischer Seite , so wie man in Paris die deut-
scheu Vertreter bisher überhaupt von den Verhandlungen der
Konferenz ausgeschlossen hat, auch in Bern dazu übergegangen
ist, die Entfernung der deutschen Mehrheitsvertreter zu ver-
langen . Das bedeutet aber nur die Erneuerung des bisher
von Frankre ' ch seit Kriegsbeginn durchgeführten Spiels der
Gewalttätigkeit an Stelle der freien offenen
Aussprache über Schuld und Verantwortung für die

Kriegsentstehung .
In wesentlichem und wohltuendem Gegensatz zu dieser auch

jetzt nach Kriegsschluß fortgesetzten Taktik des französischen
„Sozialismus " bewegt sich die Haltung des auf Vorschlag der
Enoländer zum Vorsitzenden des Kongresses gewählten schwe .
bischen Führers Hjalmar Branting . Ein steter und un¬
freundlicher , eher parteiisch voreingenommener Gegner Deutsch¬
lands zur Zeit des alten dynastischen Regimes , war er einer
der ersten , die sich dem neuen republikanischen Volksstaat
Deutschland gegenüber zu einer objektiv neutralen und gerech-
ten Haltung wandelten ; seine Wahl zum Leiter des Kongresses
dürfte daher , soweit sich bisher urteilen läßt, grundsätzlich zu
begrüßen sein . Er hat in seiner Eröffnungsrede am Montag
ches von den französischen Genossen seit nahezu fünf Jahren
schnöde verleugneten Jean Iau res gedacht und offen er.
klärt , daß der revolutionäre Umschwung in Deutschland und
Österreich ganz neue Ausgangspunkte für ein interna¬
tionales sozialistisches Zusammenarbeiten
ergebe . Mit aller Bestimmtheit sei gegen den Annexio¬
nismus anzukämpfen , von welcher Seite er auch komme.
Im Namen des gesamten sozialistischen Europas seien gerechte
Friedensbedingungen zu fordern für die neuen Republiken ,
die aus dem Ruin der alten Kaiserreiche herdorgegangen sind.
Er wandte sich sodann gegen die Verfälschung des Programms
von Präsident Wilson , der damit ein neues Recht auch in¬
nerhalb der kapitalistischen Klaffe proklamiert und den Dank
der Arbeiterklasse verdient habe. Im Völkerbund müsse jeder
Egoismus schwinden , anderseits eine Diktatur der prolctari -
scheu Minderheit abgelehnt werden.

Hier begann denn alei-ch der Franzose Albert Thomas
seine bereits oben berührte Taktik oder Mission zu erfüllen ,
indem er der Manifestation der Internationale die Aufrollung
der Schuldfrage in einseitig gegen Deutschland gerichteter Ab¬
sicht voranzustellen beaehrt« . In der solaend-m Ab^ndsihung
schloß sich dem zunächst zwar auch der französische Delegierte
Mistral an , entbot aber doch zugleich den neuen auf dem
Boden Deutschlands und Österreichs entstandenen Republiken
den Brudergruß der westlichen Demokratien . Das jetzige Chaos
in Deutschland dürfe nicht zu hart aufgefaht werden , auch in
Frankreich seien lange Jahre der Unruhen auf die Revolution
gefolgt .

Damit war nunmehr den deutschen Vertretern das
Wort gegeben . Es sprach zunächst von den Mehrheitssozialisten
Wels , der unter größer Spannung mit Thomas und den
französischen Sozialisten für die Zeit auch schon vor dem Krieg
und während dieses abrechnete. Deutschland habe jetzt den
Achtstundentag eingeführt , nicht Frankreich, und am Anfang
der Kriegsschuld stehe das zaristische Rußland , unter denen
Alpdruck Deutschland mit der gesamten Kulturmenschheit lebke .
Hätte man durch den Streik Wohl die russische Dampfwalze
aufhalten können , die Ostpreußen verwüstete ? Weiter schleu¬
derte er gegtzn die Entente die furchtbare Anklage des Aus¬
hungerungskrieges und stellte der Anschuldigung der Franzose «



wegen des Friedens von Brest-Litowsk die Frage entgegen,
weshalb die Entente denn nicht selbst mit nach Brest gekom¬
men sei !

Der Rede Wels folgte großer Beifall , was den dritten Fran¬
zosen Renan de I allerdings nicht abhielt , die Thesen Tho¬
mas ' noch zu überbieten und die „ politische Passivität der deut¬
schen Gehirne " anzuklagen . Man hat aber doch in all den
Kahren kaum bemerkt, daß die in ihrer Art stärker politisierten
französischen Sozialistengehirne sich je selbst für den Frieden
sehr aktiv betätigt hätten !

Mir die d e u t sch e n Min derheitssozialisten sprach
sodann der bayerische Ministerpräsident Eisner . In Ift, -
stündiger Rede drückte er die Zuversicht aus , daß die Reden der
Franzosen doch im Grunde mehr Klagen als Anklagen bedeu¬
teten . In der Rede von Wels findet er allerdings noch zuviel
Zuhalten zur alten Regierung und zu wenig neuen Geist,
den Deutschland heute brauche. Von der Drohung Rußlands ist
ex, Eisner , selbst auch schon vor Kriegsausbruch überzeugt ge¬
wesen und noch im August 1914 habe man an einen Verteidi¬
gungskrieg denken rönnen . Diesen Glauben habe ihm dann
das erste deutsche Weißbuch schon genommen . Aber auch er
wünscht nicht , chie deutschen Mehrheitssozialisten hier als Bü¬
ßer zu sehen , wenn , sie auch schon nach 14 Tagen Krieg die
alte Regierung hätten verlassen und stürzen müssen.Man kann auch von dieser Rede Eisners sagen, daß sie
zwar erfüllt scheint von einem fast krankhaft pathologischen
Streben nach Wahrheit und Gerechtigkeit , daß sie aber nur die
Schuld der eigenen Volksgenossen sieht und den Blick trübt
für die Schliche des hinterhältigen Gegners . Unter diesem
Gesichtspunkt muß die auf die Übersetzung der Rede EiZners
folgende „ lebhafte Zustimmung " der französischen Mehrheits¬
sozialisten dem wahrhaften Friedensfreund einigermaßen pein¬
lich erscheinen . Mit Berechtigung durfte der folgende Redner
Müller von den deutschen Mehrheitssozialisten die Schuld
für den Krieg allen beteiligten Regierungen und
nicht der deutschen allein oder vorzugsweise zusprecheu. Er
verlangte völlige Klarheit und Öffnung aller
Archive . Ein Gericht vermöge er nur dann anzuerksnnen ,
wenn es aus Neutralen zusammengesetzt wäre und nicht aus
Männern wie dem Franzosen Thomas , der wiederum heute
den Angreifer gespielt hat .

Auch in der anschließenden Aussprache vertraten sowohl der
französische Minderheitssozialist Longuet wie der russische
Sozialrevolutionär Cavonskh und der mit unendlichem Bei¬
fall begrüßte Österreicher Adler den gleichen Standpunkt ,
wahrend der Holländer Troelstra noch stark unter dem
Einfluß der Mehrhcitsfranzosen zu stehen schien .

Eine am Schluß der Sitzung von den deutschen Mehrheits¬
sozialisten überreichte Erklärung lehnt jede Verantwor¬
tung für den Ausbruch und die Führung des Krieges ab und
verlangt restlose Aufklärung auch von den Parteigenossen aller
übrigen Länder . Damit ist der einzig gerechte Standpunkt
von deutscher Seite zum Ausdruck gebracht. Auf Vorschlag
hon Branting wird diese Erklärung zusammen mit
der Resolution Thomas — Frage der Verantwort¬
lichkeit einer Kommission übergeben .

Zu erwähnen ist noch, daß im Verlauf der Aussprache auch
der früher in Kolmar im Elsaß , seit dem Krieg in Frankreich
und der Sckweiz unter dem Pseudonym „ Homo" arbeitende
Gr .u m b ach die gegen Deutschland gerichtete Partei der
Mehrheitsfranzosen um Thomas vertrat . In bezug aui
Elsaß - Lothringen aber verlangte selbst der deutsche
Unabhängige Kants ky von den Franzosen die Volks¬
abstimmung . Von den englischen Delegierten hatte Ste¬
ward Bunning gegen die Länge der Diskussion und die
nutzlose Aufwerfung der Schuldfrage durch die Franzosen
protestiert , die aus dem Krieg der Regierungen nun noch einen
Krieg dev Völker untereinander machen möchten. Damit würde
auch der Völkerbund von vornherein zusammenfallen .

Wir möchten am Schluffe des heutigen Berichts unsere
Meinung dahin äussprechen, daß, wenn die deutsche sozia¬
listische Mehrheit sich während des Kriegs in einem Irrtum
befunden hat , dieser Irrtum wenigstens auf ehrlichen und
reinen ' Voraussetzungen beruhte . Deutschland hat seit dem
1b. Jahrhundert , seit den Kämpfen und Wirren der Refor¬
mationszeit unter der Drohung und Annexions¬
lust der französischen Machthaber und seit dem
Februar 1871 unter der verschärften Drohung der Revanche
gestanden. Das mußte unserem Krieg, gleichviel aus welchem
Anlaß er sich entzündete und mit welchen Mitteln er dann von
den Militärs geführt wurde, den Charakter des Verteidi¬
gungskampfes, zugleich auch gegen die Horden des zaristischen
Rußland , geben. Und wenn es in diesem Krieg der Lügen
unendlich viel gegeben hat , so bleibt die Frage bestehen, ob
innerhalb dieses Systems der Lügen der aus den Imperia¬
lismus sich stützende französische sogenannte „ Sozialismus '
nicht doch schließlich die allergrößte gewesen ist .

Der von den deutschen Mehrbeitssozialisten in den Verhand -
unaen von Montag sestgehaltene Standpunkt hinsichtlich
Lchuldfräge für die Vergangenheit und Völkerversöhnung für

die Zukunft hat zu Beginn der Dienstagssitzung
eine kraftvolle Unterstützung durch den englischen Ver¬
treter Thomas erhalten . Im Gegensatz zu seinem Pariser
Namensvetter , der seine Aufgabe darin erblickte , der Versöh¬
nung der Völker Knüppel zwischen die Füße zu werstn , ver¬
langte der Engländer Thomas unter stürmischem Beifall , daßkein Haß und Erbitterung Zurückbleiben
dürfe , sondern ein Frieden nach WilsonschenGrün ds ätzen geschlossen werden muffe. England wolle den
deutschen Militarismus nicht durch einen englischen ersetzen .

Diesen versönlichen Worten konnte der Sprecher der deut¬
schen Mehrheit Müller bereitwillig entgegenkommen und
das Einverständnis seiner Partei mit Forderungen wie der
Herabsetzung der Dienstpflicht und der Verstaatlichung der
Rüstungsindustrie aussprechen, wobei er allerdings mit Berech¬
tigung auf die von Clemenceau aufgestellten militaristischen
Forderungen warnend hinwies . Einen neuen Krieg hältMüller aus Gründen der physischen Erschöpfung auf Jahr¬
zehnte für ausgeschlossen .

Vizepräsident Wibaut gab sodann eine aus der Kommis¬
sion hervorgegangene Resolution zur Kenntnis , in der das
Beuterecht des Siegers verworfen und allen Bündnisverträgen
gewisser Ententestaaten zum Zwecke gewaltsamer oder ver¬
schleierte Annexion auf Grund rein militärischer Gesichts¬
punkte oder angeblicher historischer Ansprüche und ökonomi¬
schen Forderungen enigegengetreten wird . Im Anschluß daran
wandte sich nunmehr auch der Holländer Troelstra im Unter ,
schied zu seiner noch unbestimmten Rede am Montag mit Nach¬
druck gegen die Versklavung eines Volkes und
die Fälschung des Völkerbundes , insbesondere aber
auch gegen Grausamkeiten wie die Zurückhaltung der
deutschen Kriegsgefangenen in Frankreich .

Die von der Konferenz eingesetzte Kommission, der die von
der deutschen Mehrheitspartei einerseits und dem französischen
Parteigänger der Chauvinisten Thomas anderseits eingebrach-
ken Erklärungen Vorgelegen haben , hat sich inzwischen auf den
Text der von ihrem Präsidenten bekannt gegebenen auf das
Ziel des Friedens gerichteten Resolution , die wir an anderer
Stelle unserer heutigen Numnrcr wiedergeben, geeinigt :

Dolitiscke Aebersicbt .
i Keine Milderung der Forderungen nach

Schadenvergütung .
* Ein Reutertelegramm teilt mit : „ Infolge einiger in der

alliierten Presse erschienenen Artikel, die nicht ganz frei von
Ungenaugkeiten sind, scheint die Meinung aufgekommen zu
sein , daß die alliierten Delegierten ihre Forderunge,n wegender von Deutschland und Österreich-Ungarn zu leistenden vol¬
len Schadenvergütungen gemildert haben . Von wohl unter¬
richteter Seite wird mitgeteilt , daß nicht der mindeste An-
laß zu einer solchen Auffafsung bestehe . Die englische Re¬
gierung stehe immer noch auf demselben Standpunkte , es sei
noch immer so gut wie sicher, daß die Friedenskonferenz die
Rechtmäßigkeit ihrer Forderungen anerkennen werde."

Das Mttrtscbaktsleben Deutschlands .
* Im „ Vorwärts " kennzeichnet der Volksbeauftragte Rudolf

Lßissel die schwerem Gefahren » die unserem Volk und Staat
aus der zunehmenden Arbeitsunlust der großen Masse erwach¬
sen . Wissell weist darauf hin, daß alle unsere Vorräte erschöpft
seien, daß der Boden nicht mehr hergebe, was er früher ge¬geben habe, daß die Industrie über keine Rohstoffe mehr ver¬
füge und daß die Verkehrsmittel nicht mehr leistungsfähig
seien. Unsere Volkswirtschaft lechze nach Arbeit . Eisenbahn -
material , Straßen , Häuser bedürfen der Erneueruno ; die
Landwirtschaft verlange nach einheimischen Kräften ; de/Schiff ,
bau leide unter Arbeitermangel ; der Bergbau brauche Men¬
schen. 15 Milliarden schuldten wir dem Ausland vom Kriege
her, für 30 Milliarden brauchten wir Rohstoffe und Lebens¬
mittel vom Ausland allein für das erste Friedensjahr . Der
Ernst unserer wirtschaftlichen Lage sei weiten Kreisen des In -
landes noch nicht aufgegangen .

Täglich — so fährt Wissell fort — erleben wir neue Striks ,Demonstrationen , Unruhen und Unrast in den Massen. Mil¬
lionen von Arbeitsstunden verlieren wir täglich. DaS Volk lebt
in einem Taumel . Es sieht nicht , daß nur eines allein uns
retten kann : die Arbeit , die allein Werte schafft . Schon wird
das Ausland gegen uns mißtrauisch. In der Schweiz und in
Däneniark sind unseren Großbanken die Kredite gekündigtworden. Ohne Waren als Gegengabe fehlt jede Möglichkeit,
Rohstoffe und Lebensmittel vom Ausland zu erhalten . Und
bei allem in den Großstädten Hunderttausende von Arbeits¬
losen! Unzählige werden auf Grund der Erwerbslosen -Für -
sorge mit verhältnismäßig hohen Summen unterstützt , Sum -

k men, die oft weit höher sind als der Arbeitslohn von Angesteök-
i ten und Arbeitern , so daß wirklich manchem der Ansporn fehlt,

sich um Arbeit zu bemühen.
Wissell weist dann nach , daß alle diese Zustände uns un¬

vermeidlich dem Zusammenbruch entgegentreiben und schließt :
Arbeiter , die streiken , ohne ihre Beschwerden Schiedsgerich¬

ten zu unterwerfen , und ihre Klagen dem Urteil der Offent .
lichkeit unterbreiten , sind keine Sozialisten . Soll unser Wirt¬
schaftsleben wieder gesunden, so müssen wir mehr arbeiten —
wir arbeiten heute weniger ; wir müssen billiger arbeiten —
wir arbeiten teurer .

Der Abbau der Preise und Löhne .
* Eine Versammlung der auf dem Boden der Mehrheit ^

sozialdemokratie stehenden Funktionäre der Arbeiterräte be¬
schäftigte sich, wie aus Berlin gemeldet wird , auch mit der
gegenwärtigen wirtschaftlichen Notlage . Es wurde folgende
Entschließung angenommen :

„ Wenn unsere Industrie und das Geschäftsleben wieder in
geordneten Gang kommen sollen , so ist es in erster Reihe not¬
wendig, die Arbeitslöhne abzubauen , daß sie den Löhnen der
mit uns konkurrierenden Länder entsprechen, um so
der deutschen Industrie die Konkurrenz auf dein
Weltmarkt zu ermöglichen. Gleichzeitig müssen aber auch die
Preise der notwendigen Lebensmittel und -Bedarfsartikel so
herabgesetzt werden, wie sie der Lage des Weltmarktes ent¬
sprechen . Die Versammlung wünscht , daß die Regierung , .zu
der sie volles Vertrauen hat , auf diesem Wege vorwärts schrei¬
ten möge, um so schnell wie möglich zu geordneten Zuständen
zu kommen.

"

Wstdiscber Teil.
* * In der Nummer 26 vom 30 . Januar d . I . haben

wir den Wortlaut eines vom Ministerium des Innern ?
an die Stellen seines Geschäftsbereichs gerichteten Er¬
lasses über die Beurteilung der Leistungen der Beamten
und die Behandlung der Untergebenen durch die Vorge¬
setzten bekanntgegeben . Wie uns mitgeteilt wird , ist eine
gleichlautende Verfügung im Dezember v . I . auch an die
Dienststellen im Geschäftskreis des Ministeriums der Fi -
nanzen ergangen .

* * Am 27 . Januar d . I . trat eine Verordnung der
Neichsregierung über Einstellung , Entlassung und Ent¬
lohnung der Angestellten während der Zeit der wirtschaft¬
lichen Demobilmachung vom 24 . Januar 1919 in Kraft .
Sie bestimmt in der Hauptsache, daß Kriegsteilnehmers
von denjenigen Stellen zur Beschäftigung anzunehmen
sind, bei denen sie am 1 . August 1914 tätig -waren , sofern
sie sich binnen 2 Wochen nach den: Inkrafttreten der
Verordnung bei dem früheren Arbeitgeber zur Arbeits¬
aufnahme wieder melden . Diese Frist hat der StaatS -
kommissar für wirtschaftliche Demobilmachung wegen des
späten Eintreffens der Verordnung aus Berlin für Ba¬
den bis zum 15 . Februar d . I . erstreckt.

In 8 8 bestimmt die Verordnung , daß Kündigungen
an Angestellte , die seit dem 1 . November 1918 zum 31 .
Dezember 1918 oder zu einen : späteren Zeitpunkt bis
zum 28 . Februar 1919 einschließlich ausgesprochen wur¬
den , unwirksam sind, wenn ihre Aufhebung innerhalb
zweier Wachen nach dein Inkrafttreten der Verordnung
von den Angestellten bei dem Arbeitgeber verlangt wird .
Auch diese Frist, wurde bis zum 16 . Februar d . I . er¬
streckt. Das Recht , die Aufhebung der Kündigung zu
verlangen , steht einem Angestellten nicht zu, wenn er
nicht auf Erwerb angewiesen oder während des Krieges
von einem andern Ort zugezogen ist, an welchem er Be¬
schäftigung finden konnte. Auch zur vorübergehenden
Anshilfe angenommenen Angestellte können sich auf dies«
Vorschrift nicht berufen . Außerdem gilt sie nicht, wenn
die Kündigung auf Anordnung der Demobilmachungs¬
organe oder im Einverständnis mit dem zuständigen An -

gestelltenausschuß erfolgt ist, oder für sie das nachträgliche
Einverständnis des Angestelltenausschusses herbeigeführt
wird . In Betrieben und Bureaus mit weniger als 20

Das Karlsruher Schloss als geistige
Residenz .

» Vom Kunst- und Kulturrat für Baden wird uns geschrieben :
Was wird aus dem Karlsruher Schloß ?
Das ist einq Frage , die viele beschäftigt und welche die Re¬

gierung vielleicht schon im Begriff ist, in irgend einer Weise
zu lösen. Darum ist es an der Zeit , mit Plänen und Vor¬
schlägen vor die Allgemeinheit zu treten , damit sie die Mög¬
lichkeit habe, in eine Diskussion der Frage einzutreten , bevor
sie vor vollendete Tatsachen gestellt ist. Das Karlsruher
Schloß ist seiner Anlage nach als der Mittelpunkt gedacht ,
von welchem das Leben der Stadt ausstrahlt . In früheren
Zeiten war solches buchstäblich der Fall : die Stadt ist vom
Schöffe aus entstanden , das vor ihr da war und ihrem Auf¬
bau Richtung und Sinn gab. Wenn ursprünglich das Schloß
auch geistiger Mittelpunkt war , so trifft das für uns schon
lange nicht mehr zu, und nicht erst seit der Revolution .

Der Gedanke nun etwa, die jetzige republikanische Regie¬
rungsgewalt an die Stelle der einstigen fürstlichen Residenz
zu setzen, indem man das Schloß zum Regierungsge¬
bäude machen würde, ist von vornherein abzuweisen : denn
die neue Regierung ist als die Vertretung und Verkörperung
des Volkes nicht mehr eine Macht mit besonderem Inhalt ,
von welcher das Leben des Landes erst ausstrahlen müsse ,
sondern sie ist eine Form , die vom Volke den Inhalt - empfängt
und von ihm nicht unterschieden gedacht werden kann, wes¬
halb sie ihm also auch nicht symbolisch in einer feierlichen
Residenz gegenüber zu treten vermag .

Findet das Schloß aber nicht mehr repräsentative Verwen¬
dung , so besteht die Gefahr , daß es ohne Rücksicht auf
seinen hohen künstlerischen und kulturellen
Wert schlechthin als ein durch die Umwälzung leer gewor¬
dener Raum profanen und praktischen Bedürfnissen dienstbar
geinacht wird, daß es zu nüchternen Bureauzwecken oder gar
zu Maffenwohnungen verwendet und für diese Zwecke womög¬
lich noch umgebaut und verändert wird — Pläne , die da und
dort schon austauchten , und die den Kunstwert des Schlosses
vernichten würden . Es muß verhindert werden, daß so in
Unwissenheit über das Schicksal des Schlosses verfügt wird .

Es muß der Öffentlichkeit zum Bewußtsein kommen, daß ein
solches Kunstwerk ersten Ranges Anspruch hat auf eine Ver¬
wendung hoher künstlerischer und kultureller Art .

Auch hierfür sind Pläne schon von verschiedenen Seiten ge¬
äußert worden. Die einen glauben , daß das Schloß als
Kunstwerk am besten gewahrt wird, wenn man es zum Mu¬
seum macht , indem man die in Karlsruhe verstreuten und
zum Teil schwer zugänglichen Sammlungen in ihm ver¬
einigt . Die andern haben daran gedacht , das Schloß zum
Volkshaus zu machen , in dem in den Stunden der Mußedas Leben des Volkes sich abspielt und durch Einrichtungen
der Volksbildung und -Belehrung eine höhere Weihe erhält .

Eine Verwendung zum Volkshaus im eigentlichen
Sinne wird jedem unmöglich erscheinen, der das Innere des
Schlosses kennt : diese Räume , mit herrlichen Gobelins be¬
spannt , mit kostbaren Teppichen belegt, diese Säle mit ihren
Spiegeln und Kronleuchtern : mit allem Luxus , aber auch mit
aller Phantasie und Kultur einer vergangenen Zeit ausgestattet
— sie sind zum dauernden täglichen Aufenthalt vieler Men¬
schen nicht geschaffen , und diese Menschen würden sich in ihnen
nicht einmal wohl und heimisch fühlen . Durch die Benutzung
zu Versammlungen , zu Unterkunft , Geselligkeit und Spiel
des Volkes Wi rde das Schloß in seiner jetzigen künstlerischen
Form in kurzer Zeit ebenso zugrunde gerichtet, wie durch
eine Verwendung zu Wohnungs - und Bureauzwecken. Nur in
feierlichen Stunden — nicht zum Selbstzweck des Aufenthalts ,
sondern zu dem höheren Zweck der Berührung mit einer gei¬
stigen Macht, der Kunst — soll das Volk zu diesen Festräumen
Zugang haben : dann erst wird es nicht im bürgerlichen Sinne
hier heimisch werden.

Als eigentliches Volkshaus , wie es außerdem das
Volk verlangen kann und muß , käme ein anderes , jetzt eben¬
falls leer gewordenes Staatsgebäude in Betracht : das frühere
Erbgrohherzogl . Palais . Es wäre durch seine Lage,
durch seine Raumeinteilung , durch seine Nebengebäude und
seinen Park in hohem Maße dafür geeignet und ließe sich
hierfür einrichten, ohne daß große Kunftwerte zerstört werden
müßten .

So scheint alles für die Verwendung des Schlosses zum
Museum zu sprechen . Denn hierbei könnten die einzelnen
Räume als die Kunstwerke, die sie bereits find, erhalten blei¬

ben, und würden durch die Aufstellung anderer Kunstwerke
und Kostbarkeiten in ihrer Wirkung nur gesteigert. Auch
spräche dafür die Raumeinteilung des Schlosses, dessen Sale
in der Weise Zusammenhängen, daß sie den Durchgang von
einem Raum in den andern gestatten , wie es fürs Museum
erforderlich ist , das man von einem Ende bis zum andern
bequem durchwandern können muß.

Dagegen spricht , daß die Unterbringung all e r Samm¬
lungen nicht ohne zerstörende Umbauten Möglich wäre . So
müßte man , um das gesamte heute in der Bildergalerie be¬
findliche Bildmaterial unterzubringen , den Raumen schräges
Oberlicht zuführen , was nur durch Einschlagen der Decken zu
erreichen wäre — man überlege , was das in einem Barücksaal
bedeutet ! Die Einheit und Schönheit des Schlosses wäre da¬
hin , und man hätte obendrein noch unnötige Kosten . Malerei
und Graphik müßten somit im wesentlichen im alten Galerie «,
gebäude bleiben, welches aber nicht mehr vereinzelt stünde,
sondern ein Glied in dem großen Kulturbezirk würde , zu dem
der gesamte Schloßbezirk umzuschaffen wäre . Denn man
dürste das Schloß nicht durch Aufstapelung des gesamten
Kunstöesitzes allzusehr belasten : das würde in verhängnisvoller
Weise den alten Begriff des Museums zu Ehren bringen , mit
welchem jetzt endlich zu brechen Gelegenheit ist . Es mühten
die anschließenden Hofküchen - und Marstallgebäude , die den
Schloßplatz umrahmen , als Sammlungsgebäude einbezogen
werden. Man müßte hier in einem Rundgang die Entwick¬
lungsformen der Prähistorie und Antike, des Mittelalters ,
des Barock , der Neuzeit nacheinander schauen können. Es
wäre ein geschlossenes Ganze von alle dem erreicht, was bisher
in den Sammlungen , in: Kunstgewerbe- und Zähringer Mu¬
seum in Kellern und Depots zerstreut und verborgen war .

Wenn aber Kunst solchermaßen hier eine Stätte finden soll,
so muh sie für das ganze Volk wieder Sinn und Wert ge¬
winnen . Man darf sich dann nicht mit einer bloßen 'Samm¬
lung von Kunstwerken begnügen, die, wie alle Museen , nur
aus Neugier und stofflicher Schaulust und ohne geistigen Ge¬
winn besucht werden würde ; sondern man muß das Ge¬
sammelte beleben und für den Menschen zu künstlerischer
Wirkung erst erwecken . (Schluß folgt.)



Angestellten ist die Mehrzahl der Angestellten den: Aus¬
schuß gleichzuachten.

8 9 regelt die Frage der Entlassungen für den Faü,
daß es Arbeitgebern ganz oder zum Teil umnöglrch ist,
ihrer Wiedereinstellungspflicht nachKukominen .
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Meberweisung von Urleidungsstücken
und Stötten aus Deeresbeständen .

Militärische Bekleidungsstückeund -Stoffe aller Art
und Ausrüstungsstücke, die für die Heeresverwaltung
entbehrlich werden, müssen auf Veranlassung des Reichs¬
verwertungsamtes entweder an die Neichsbekleidungs-

stelle, Reichstextilgesellschaft , oder an die Reichsstelle für
Schuhversorgnng abgegeben werden , um durch sie ' für
die bürgerliche Bevölkerung nutzbar gemacht zu werden .
Das Kriegsministerium in Berlin ist daher nicht in der
Lage, Anträge von Lokal- und Provinzialbehörden auf

.Überweisung von Bekleidungsstücken und -stoffen zu ent¬
sprechen. Zur Einschränkung des Schierbwesens bittet
das Kriegsministerium daher , von solchen Anträgen an
das Kriegsministerium abzusehen.

Interpellationen in der Nationalver¬
sammlung .

folgende
der badischen Nationalversammlung wurden weiter

Interpellationen
Angebracht:

Interpellation Weid hau Pt u . Gen. , Setr. Die Erhaltung des nö¬

tige « Viehbestandes .
. Ist der Regierung bekaoni, datz z . Zt. durch Schwarzschlachtungen

die Viehbestände stark geschwächt werden und dadurch Gefahr besteht ,
datz eine spätere regelmäßige Belieferung der Bedarssorie mit Schlacht¬
vieh nicht mehr stattsindsn kann, ohne datz schädliche EIngrisse in die

einzelnen landwirtschaftlichen Betriebe stattsinden. Was gedenkt die

Regierung .zu tun , um diesen Mitzstand zu beseitigen? "

Interpellation dxr Äbgg . Spengler u . Gen. , das Verkehrswesen

»Im Voranschlag - 1913 wurden sllr Erstellung von Auto-Linien
800 066 M . vorgesehen . Inzwischen haben sich die VerlehrSverhältniste

durch Stillegen von Postwagenverlchr noch verschlechtert . Was ge¬
denkt die Regierung zu tun , um die bereits 1913 geplante Errichtung

iolner. Krastipagen-Ljnie Psrtyetm -Kiilsheim-Hardhelin-Eubigheim zu
fördern? "

Interpellation der Abgg . Schoser u . Gen. , die Mitzstiinde sm stehen¬
den Heer »elr. :

. Ist der vorläufigen Volksrcgirrung bekannt, datz die ungeachtet des
Waffenstillstandes angcordnete Aufrechterhaltung eines großen stehenden
Heeres und besonders der Mangel er erforderlichen Disziplin im Heere
,n bedauerlichen Mitzständen geführt hat , datz die vielerorts angeordnete
Einquartierung von der Bevölkerung als drückende Last empfunden
wird , und datz das aus ungenügende Beschäftigung und Beaufsichtigung
der Soldaten zurückzuführende Verhalten eines Teiles derselben, ins¬
besondere die häufige Veranstaltung von Tanzvcrgnügungen und son¬
stigen Lustbarkeiten , bei der Bevölkerung Anstotz erregt ? Ist die vor¬
läufige VolkSregiernng bereit , bei den zuständigen Militärbehörden
dahin zu wirken, datz noch mehr Truppen , insbesondere aus landwirt¬
schaftlichen. Kreisen stammende , alsbald entlassen weiden, und datz bei
den noch nicht zur Entlassung gelangenden Truppen die erwähnten
Mitzstände äbgestellt werden? "

Interpellation Goerlacher u . Gen, , die . Notlage i« Handwerk
»etr. :

^ st der Regierung bekannt , daß das Handwerk insolge Mangels an
Rohmaterialien sich in größter Notlage befindet? Was gedenkt sie zu
tun , um die Heeresbcsiände der Pionierparks dem Handwerk so rasch al
« »glich zuzuführen? "

Das Schulwesen im Verfassungs¬
ausschuss .

oc. Der Verfassungsausschuh der bad. Nationalversamm¬
lung beschloh in seiner gestrigen Sitzung die Besprechung über
die Patronatsfrage <zu 8 18 gehörend ) bis auf weiteres von
der Tagesordnung abzusetzen , da diese Angelegenheit nicht ein¬
fach und klar gelagert, sondern höchst verwickelt ist.

Sodann wendet sich der Ausschuß dem sehr wichtigen 8 19,
der die Schulfragc behandelt , zu . Abs. -1 dieses Paragraphen,
der lautet : „Die Schule untersteht den Gesetzen und der Auf¬
sicht des Staates "

, findet keine Beanstandung.
Der Abs. 2, welcher die Stellung des Religionsunter¬

richts in der Schule betrifft, führt zu einer lebhaften Aus-
stwache . Von sozialdemokratischer Seite wird dazu erklärt ,
Religion solle künftig kein Pflichtfach mehr sein um der rein¬
lichen Scheidung zwischen Staat und Kirche willen . Dem¬
gegenüber wird von den Rednern der anderen Parteien die
Forderung aufgestellt „ Religion ist Pflichtfach ". Ein demo¬
kratischer Redner weist darauf hin , dah jetzt nach dem Krieg
der Staat ein großes Interesse daran habe , das Volk, alt wie
sung , wieder auf eine höhere sittliche Stufe zu führen durch
starke Betonung der Religion.

Gegenüber der Fassung des Entwurfs , dah „ kein Lehrer
""der seinen Willen zur Erteilung des Religionsunterrichts

Schüler wider den Willen seiner Eltern usw . zum
Besuch des Religionsunterrichts gezwungen werden darf" gibt
zu Bedenken Anah . Von sozialdemokratischer Seite wird darauf
ytngewtesen , daß bisher der Volksschulunterricht zu wenig kul¬
turelle Erziehung war. Die Aussprache kam noch nicht zu« nein spruchreifen Ergebnis. Am Donnerstag nachmittagwird die Aussprache fortgesetzt .

iimmsrer Dietrich .
von des Ministers des Auswärtigen.

Konstanzer Oberbürgermeisteramt, scl
örbeit ü,

"nter anderm: „ Für seine tatkräj
der Stadt des Landes ist ,hm mit t
eS daber auch der des ganzen Landes sichdem Konstanzer Bericht heißt, Oberbüri

Dietrich beabsichtige, seine Hauptarbeitskraft der Reichspolitik
und der Reichsnationalversammlung zuzuwenden, wenigstens
sobald in Baden eine andere Regierung die gegenwärtige vor¬
läufige abgelöst haben werde , so dürften auch hier seinen per¬
sönlichen Absichten gegenüber sich andere , badische Wünsche
geltend machen. Wir sind zwar davon durchdrungen , daß die
große Arbeitskraft und die politische Erfahrung des Herrn
Dietrich in der Reichspolitik ein besonders ergiebiges Feld ihrer
Nutzbarmachung finden werden , aber auch die badische Heimat
wird so bewährte Männer nicht gern entbehren mögen. Wir
geben deshalb die Hoffnung nicht auf, ihn auch bei der späte¬
ren endgültigen Neubildung der badischen Regierung weiter
in dieser begrüßen zu können, sobald an ihn der Ruf ergeht,
in ihr ein seinem Wesen und seiner großen Befähigung ent¬
sprechendes Amt zu übernehmen . Wir sind davon überzeugt,
daß Minister Dietrich , wie schon einmal, dem Ruf des Landes
alle anderen Rücksichten , wenn auch nicht leichten Herzens, un¬
terzuordnen wissen wird ."

Radiscbe Leilungsstimmen.
* Zur Ankündigung einer badischen RegierungskristS durch

den „Bad . Beobachter " schreibt der „V o l k s f r e u n d " unter
besonderer Bezugnahme auf die vom „Bad . Beob .

" erwähnten
Angriffe des Abg. Weißmann gegen das Zentrum:

„Es dürfte wohl ein Novum sein , daß eine Partei aus die
Angriffe eines einzelnen Abgeordneten hin sich zu solch einem
schwerwiegenden Schritte veranlaßt zu seheil glaubt, wobei wir
noch besonders feststellen wollen , datz die Angriffe des Gen.
Weißmann weder unerhört noch vereumderisch gewesen sind,
man lese doch nur die sachliche Erwiderung des Gen . Weiß¬
mann auf die Angriffe des „Bad . Beobachter " in unserer
gestrigen Nummer. Und daß in Sachen Teuerungszulage eine
gewissenlose Hetze getrieben worden sein soll , davon dürfte
wohl noch niemand bis jetzt etwas gemerkt haben . Man kann
sich angesichts solch einer leichtfertigen Begründung des ge¬
planten Schrittes des Eindrucks nicht erwehren , daß man
seitens des Zentrums einen Vorwand gesucht hat , um aus der
Regierung herauszukommen . Wenn die übrigen Mitglieder
der Regierung ihr Amt und ihre Verantwortung gegenüber
dem Volke ebenso leicht nehmen würden , wie es anscheinend
nach der obigen Notiz des „Bad . Beobachters " die beiden Zen¬
trumsminister offenbar nehmen , so hätten sie schon nach den
ersten Tagen der Revolution wieder aus der Regierung aus -
scheiden müssen , denn ihnen und ihren Parteien gegenüber
hat doch die Zcntrumspresse an verleumderischen Angriffen
das menschenmöglichste geleistet . Im Interesse der ruhigen-
Weiterentwicklung des Landes wäre der Schritt des Zentrums
gleichwohl sehr zu bedauern .

"
„

Zum gleichen Thema schreibt die „Bad . Landesztg . :

„Die Kundgebung der Zentrumsfraktion steht an der -spitze
es „Bad. Beobachters " und trägt die Überschrift : Regierungs -
rists in Baden. Uns dünkt diese Art des Vorgehens einer
iartei in hohem Matze bedenklich. Die Zentrumsfraktion weiß
o gut wie jeder andere , der die allgemeine politische Lage
ennt , dah diese immer noch erhebliche Gefahren für die St¬
urheit des Staates aufweist und daß Ruhe und Ordnung
uch für die Arbeit der Nationaversammlung noch keineswegs
ewährleistet erscheinen. Angesichts dieser Tatsache mit einer
tegierungskrisis zu drohen, lediglich weil eine Partei sich durch
ie Agitation einer andern , beschwert fühlt, der sie selber im
Lahlkampf auch nichts geschenkt, das bedeutet uns einen
Mangel an staatlichem Verantwortungsgefühl, eine Überord¬
nung des Parteiinteressds über die Interessen der Gesamt¬
est. . Man kann das gerade in der gegenwärtigen Zeit nur
ait stärkstem Bedauern und Befremden wahrnehmen. Um
o mehr, da für di» Zurückweisung unberechtigter Angriffe,
iber die das Zentrum sich beklagt , der breiteste Weg in die
Öffentlichkeitzur Verfügung steht. In der Presse und in Ver-
ammlungen nicht nur, sondern auch im Parlament selbst ist
ie Möglichkeit der Aufklärung in vollstem Maße dargeboten,
ks steht auch außer Zweifel, daß im Falle nachweisbar un-

ierechtigter Angriffe und Verleumdungen gegen eine an der
Regierung beteiligte Partei nicht nur die andern Parteien ,
andern auch die Regierung selbst ihre Mißbilligung zum -lus -
>ruck bringen müßte . Aber bevor die Zentrumssrakston sich
,uf diesem Wege Rechtfertigung und Genugtuung zu ver -

chaffen unternommen hat , kann ihr nicht das moralische
liecht zu einer die Öffentlichkeit beunruhigenden Staatsaktion
» aottanden werden .

"

Nus der Landeshauptstadt .
* Vorträge zur Einführung in die moderne Kunst beabsichtigt

die Galerie Moos von nun an zu veranstalte,i . Als erster Redner
wird Herr Dr . W . Fraenger- Heidelberg über das Thema ' „Der
Sinn des Expressionismus

" im Anschluß an die derzeitige son -
der-Ausstellung sprechen .

Staatsanzeiger .
Die nachstehende Verordnung der Reichsregierung über die

Einstellung, Entlastung und Entlohnung der Angestellten wäh¬
rend der Zeit der wirtschaftlichen- Demobilmachung gebe ich
mit dem Anfügen bekannt, daß ich die Fristen im 8 2 Absatz 3
Satz 1 und des 8 8 Absatz 1 bis zum 15. Februar d. I . er¬
strecke, soweit nicht für besondere Fälle in der Verordnung
selbst noch spätere Termine vorgesehen sind.

Karlsruhe , den 4. Februar 1919.
Der Staatskonmmiffar für wirtschaftliche Demobilmachung.

Martzloff .
Verordnung über die Einstellung, Entlassung und Entlohnung »er
Angestellte » « ährend »er Zeit der « irtschasüichen Demobilmachung.

Vom 24. Januar 19l».
8 t.

Angestellte im Sinne nachstehender Vorschriften sind die nach dem
Dcrstchernnggesetze für Angestellte verftcherungspslichttgen Personen mit
Einschluß der auf Grund des 8 II oder des 8 1» Nummer 2, S des¬
selben Gesetzes von der Versichcrungspslicht Befreiten sowie diejenige» ,
die versicherungspflichtig sein würden, wenn nicht ihr Jahresarbeits -
Verdienst fünftausend Mark oder ihr Alter das sechzigste Lebensjahr
Überstiege . Als Angestellte gelten auch Bureauangestellte, die im Haupt¬
berufe mit niederen oder lediglich mechanischen Dienstleistungen be¬
schäftigt werden , ferner Lehrlinge, die sich in einer geregelten Ausbil¬
dung zu einer der vorgenannten Beschäftigungen besinden.

8 2.
Betriebsunternchmcr und Bureauinhabcr, einschließlich der Körper¬

schaften des öffentlichen Rechtes sind vorbehaltlich des 8 s dieser Ver¬
ordnung verpflichtet , diejenigen Kriegsteilnehmer und reichsdcuischen
Ztvilinternierten einzustellen , welche bei Ausbruch des Krieges als
Angestellte bei ihnen beschäftigt waren und nicht später einen wichtigen
Grund zur fristlosen Kündigung gegeben haben und deswegen ent¬
lasten worden sind.

Di« gleiche Pflicht haben die im Abs. I genannten Personen gegen¬
über den Kriegsteilnehmern, die zur Zeit des Kriegsausbruchs ihrer
Dienstpflicht bei dem Heere , der Marine oder den Schutztruppen genüg¬
ten und dieserhalb aus ihrer früheren Beschäftigung als Angestellt«

bei ihn«» auSgefchieden war» . Endlich erstreckt sich die Wiedsreinste»,
lungspskicht auf di- Kriegsteilnehmer, die bei Ausbruch des Krieges noch
die Schule besuchten , erst später in die Befchästigung als Angestellte un»
von dieser ihrer ersten Arbeitsstätte unmittelbar in den Dienst »«»
Heeres, der Marine oder der Schutztruppen eingetreten ftnd .

Die Wicdereinstellungspslicht erlischt , wenn di- A „«»stellten sich nicht
binnen zwei Wochen nach dem Inkrafttreten dseser Verordnung ?ur so¬
fortigen Wiederausnahm- ihrer früheren Tätigkeit bei Ihren frühere«
Arbeitgekern melden . Di- Frist beginnt für Kriegsteilnehmer, di «
bei dem Inkrafttreten dieser Verordnung noch nicht aus dem Militär¬
dienst entlassen sind , mit dem Tage ihrer ordnungs- oder behelfsmäßi¬
gen Entrostung, für Zivilinterniertc , die noch nicht die Befugnis für
freien Ortswahl im Deutschen Reiche haben , mit dem Tage, an dem
sie diese erlangen . Für berctls entlasten « Kriegsteilnehmer, die auf
Grund freiwilliger Meldung bei Heeres- oder Marincvcrbänden zur
Aufrechterhaltung der inneren Ordnung oder des Grenzschutzes Verwen¬
dung finden, beginnt die Frist mit dem aus ihre ordnuiigsmätzige Ent¬
lassung aus diesen Verbänden solgenden Tage .

Kriegsteilnehmer und reichsdeutsch« Zivilinlerierie , welche während
kes Krieges ihre Arbeitsstätte als Angestellte gewechselt haben , können ,
wenn der Schlichlungsausfchntz oder der Dcmobtlmachungskommistar ge¬
mäß 88 15, 17 oder 18 dieser Verordnung d«n früheren Arbeitgeber von
der Wiedercinstellungspflicht des Abs. 1 entbunden hat, ein Wiederctn-
stellungsverlangen gegen denjenigen Arbeitgeber geltend machen, bet
dem sie zuletzt beschäftigt waren. Der Anspruch des Angestellten ist
jedoch insoweit beschränkt, als der an zweiicr Stelle in Anspruch ge¬
nommene Arbeitgeber zunächst diejenigen Angestellten einzusicllen hat ,
deren Wiederheschästigung ihm nach Abs. 1 und 2 obliegt .

8 3.
Eine Entlastung der wiedercingcstellien Kriegsteilnehmer und Zivil¬

internierten kann frühestens zum Ablauf des aus den Monat der Wie -
dcreinstellung solgenden dritte,! Kalcndermonats erfolgen . Eine Kün¬
digung zu diesem Zeitpunkt ist auch dann zulässig , wenn sie zu diese«
Termine nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften nicht wirksam wäre ;
die Kündigungsfrist beträgt in diesem Falle sechs Wochen.

8 t -
Die Wledereingesiellien sind tunlichst in gleicher Weise zu beschäftigen

wie vor dcm Kriege . Sie haben jedoch auch andere Arbeiten zu über¬
nehmen, die ihnen billigcrweife zugcmuiel werden können .

8 5 .
Tie Wiedereiiigesiellten haben 'Anspruch aus eine Vergütung, die der¬

jenigen entspricht, die den Taheimgcbiiebenen unter sonst gleichen Ver¬
hältnissen gewährt wird.

8 «.
Die Verpflichtung des 8 2 trifft die Rechtsnachfolger der früheren

Arbeitgeber . und diejenigen Personen, die gemäß 88 419 , 1086 , I486,
1489 und 2382 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder 8 25 des Handels¬
gesetzbuchs für deren Verbindlichkeiten hasten , sofern sie den Betrieb
oder das Bureau soriführen. Entsprechendes gilt bei einer mehrjachen
R. chtsnachjolge oder einem mehrfachen Wechsel der nach den geuannien
Bestimmungen haftenden Personen.

Eine Beschränkung der Haftung auf bestimmte Vcrmögensbcfiandlcil«
kann nicht geltend gemacht werden.

8 7 .
Die Arbeitgeber sind vorbehaltlich des 8 9 dieser Verordnung «er -

pslichtet , die beim Inkrafttreten dieser Verordnung von ihnen beschäs-
tigten Angestellten weiter zu beschäftigen , soweit diese aus Erwerb an¬
gewiesen und nicht während des Krieges «on einem anderen Orte zu -
gczogen sind , es sei denn , datz sie die Bescheinigung der zuständigen
Zeniralauskunfisstelle ( Haupiarbeilsamt Landesami sür Arbeitsvermitt¬
lung ) betbringen , daß eine ihrer Vorbildung entsprechende Anstellung
an diesem Orte oder in dessen Umgebung sür sie nicht zu erlangen ist.

Die Verpflichtung zur weiteren Beschäftigung erstreckt sich nicht auf
Angestellte, die nur zur vorübergehenden Aushilfe angenommen sind .

Angestellten, die hiernach weiter zu beschäftigen sind, darf nicht zu
einem früheren Termine' als zum 28. Februar 1919 gekündigt werden.

8 «.
Ist einem Angestellten seit dem I . November 1918 zum 31 . Dezember

1918 oder zu einem späteren Zciipunli bis zum 28. Februar 1919 eiu-
fchüetzlich gekündigt worden, so ist die Kündigung unwirksam , wenn ihre
Aushebung innerhalb zweier Wochen nach dem Inkrafttreten dieser Per -
ordnung von dem Angestellte » bei dem Arbeitgeber verlangt wird.

Das Recht , die Aushebung der Kündigung zu verlangen, steht dem
Angestellten nicht zu , wenn seine Weikerbeschästigung aus Grund de« D 7
abgelehnt werden kann oder die Kündigung aus Anordnung der Demn-
bilmachungsorganc oder im Einverständnisse mit dem zuständigen An-
gcstelltenausschutz erfolgt ist, oder für sie das nachträgliche Einverständ¬
nis des Angestelltenausschusses herbeigefllhrt wird. In Betrieben und
Bureaus mit weniger als 20 Angestellten tfl die Mehrzahl der Angestell¬
ten dem Angestelltenausschusse gleichzuachten.

Im Falle der Aushebung der Kündigung sann der Angestellte sür die
infolge der Kündigung nicht geleisteten Dienste die vereinbarte Ver¬
gütung verlangen , ohne zur Nachlcistuiig verpflichtet zu sein . Er mutz
sich jedoch den Wert desjenigen anrechuen lassen, was er infolge des
Nnterbleibens der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Ver¬
wendung seiner Dienste erworben oder zu erwerben böswillig unterlas -
len hat . Hat er aus Anlaß der Kündigung von dem Arbeitgeber ein«
Abfindung erhalten , so ist sie zurückzugebsn .

Ter 8 6 findet entsprechende Anwendung.
8 9.

Eine Pflicht zur Wicbercinftellung oder Weiterbeschäsiigung von An¬
gestellten <88 2 bis 8 ) besteht nicht, soweit ihre Durchführung dem Be-
triebsuntcrnchmer oder Bureauiuhaber infolge der besonderen Vcrhält -
niffe des Betriebs ganz oder zum Teil unmöglich ist. Welche Angestell¬
ten hiernach nicht wicdercingcsielli zu werden brauchen oder zur Ent¬
lassung zu komme» haben , ist im Benehmen mit dem Angestelltenaus-
schutz oder, wenn ein solcher nicht besteht, mit der Mehrzahl der An¬
gestellten zu bestimmen . An die Stelle der AngestelltenauSfchüsse treten
in den durch 8 12 der Verordnung über die Tarifverträge , Arbeiter -
uiid Angesiclltenausschüsse und Schlichtung von Ärbeilsstreitigkciten vom
23 . Dezember 1918 lReichs -Gcsetzbl. S . 1456) sesigelegten Fällen di«
dort bezeichnctcn Vertretungen der Angestellten .

Bei der 'Auswahl der zu entlassenden Angestellten sind zunächst die
Betricbsverhättnisse, insbesondere die Ersetzbarkeit des einzelnen Ange¬
stellten, zu prüfen . Sodann sind das Lebens- und Dienstalier sowie der
Familienstand des Angestellten derart zu berücksichtigen, datz die älteren ,
eingcarbeiteten Angestellten und die Angestellten mit vcrforgungsberech-
tigter Familie möglichst in ihrer Arbeitsstelle zu belassen sind. DaS
gleiche gilt von ehemals selbständigen Gewerbetreibenden und solchen
Angestellten, die bis Kriegsausbruch oder später im Ausland tätig
waren , sowie von Lehrlingen, die sich in einer geregelten Auöbildun«
befinden . Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene sind angemessen
zu berücksichtigen .

Zahl und Art der zur Entlastung kommenden Angestellten ist der zu¬
ständigen Zentralauslunsisstelle ( Hauptarbeiisamt, Landcsamt sür Ar-
bcstsvermililung ) vom Arbeitgeber beim AuSspruch der Kündigung an¬
zuzeigen.

8 10.
Angestellte, die während des Krieges don einem andern Orte zuge»

zogen sind , find im Falle der Kündigung durch den Arbeitgeber be¬
rechtigt, schon vor Ablaus der Kündigungsfrist ihren Austritt aus der
Beschäftigung zu erklären, wenn sie sich gleichzeitig verpflichten , in ihre
Heimat zurückzukehren . Der Arbeitgeber ist in diesem Falle verpflichtet,
ihnen die Vergütung bis zum Ab laus der Kündigungsfrist zu entrichten.
Erreicht der auf die Kündigungsfrist fallende Teil der Vergütung nicht die
Summe von zweihundert Marl , so steht den Angestellten außerdem ein
Zuschuß in Höhe des an zweihundert Mark fehlenden Betrags zu .

Angestellte, die in den ersten fünf Tagen nach erfolgter Kündigung
nach Ihrem Heimaisorie fahren, belommen sür ihre Person und gegebe¬
nenfalls für ihre Familie freie Beförderung bei Vorlage des polizeilichen
Abmeldescheinsund einer Bescheinigung des ArbeitgeberS -über den Zeit¬
punkt der ersolgien Kündigung. Die Kosten dieser freien Besürderun«
werden vom Reiche den zuständigen Eisenbahnverwaltungen erstattet.

Die Vorschriften der Abs. 1 und 2 finden leine Anwendung aus An¬
gestellte , die nur zur vorübergehenden Aushilse angenommen sind .

8 II-
Die Demobilmachungsausschüste sind besugt , Unternehmer solcher Be¬

triebe und Inhaber solcher BureauS, die erst während des Krieges «Nh-



standen oder wesentlich vergrößert Word«» find , zur Sinsteluog einer
»«stimmten Mtndestzahl von Kriegsteilnehmern und rcichsdeutfchen Zt-
Htltnternierten als Angestellte zu verpflichten , auch wenn die Voraus¬
setzungen des 8 2 nicht vorliegen. Die Verpflichtung darf nur "soweit
erfolgen, als ihre Durchführung dem Arbeitgeber nicht infolge der be¬
sonderen Verböten!sie seines Betriebs unmöglich ist . Sie ist aufzuheben,wenn diese Voraussetzung entfällt.

Die Vorschriften des Abs . 1 finden leine Anwendung auf Körperschaften»es öffentlichen Rechtes .
Der Bescheid des DemodilmachungSausschusseS wird mit der Zustellungan den Arbeitgeber wirksam . Er kann von den Beteiligten binnen drei

Lagen im Wege der Beschwerde an den Demobilmachungskominissar an-
gefochten werden. Der Demobilmachungskommiflarentscheitet endgültig.

8 12.
Hat der Demobilmachungskommissar oder der DemobilmachungsauS-

schuß von der ihm nach Z II zustehendcn Befugnis Gebrauch gemacht ,
so ist der Arbeitgeber verpflichtet, bis zu der in dem Bescheid« be¬
stimmten Anzahl diejenigen sich bet ihm zur Arbeitsaufnahme meldenden
Kriegsteilnehmer und reichsdeutschen Zivilinternterten cinzustellen, dre
bei ihrer Einberufung oder ihrer Internierung als Angestellte tätig wa¬
ren und sich nach Vorbildung , Vertrauenswürdigkeit und körperlicher
Beschaffenheit für seinen Betrieb eignen.

Die Eingestellten sind zur Leistung aller derjenigen Dienste verpflichtet,die ihnen btlltgerweise zugemutet werden können und erhalten angemes¬
sene Vergütung.

Die Einstellung gilt für die Dauer des JnkraftbleibenS «es nach 8 lt
ergangenen Bescheids . Während dieser Zeit stehen dem Arbeitgeber die
Rechte aus 8 2 dieser Verordnung nicht zu .

M !> der Aushebung des nach 8 11 ergangenen' Bescheids kann denaut Grund desselben Eingestellten gekündigt werden. Ti « Kündigungs¬frist beträgt einen Monat . Bei teilweiser Aushebung hat der Arbeit¬
geber unter den zu Entlastenden die Wahl.

8 13 -
Lehnt der Arbeitgeber die Einstellung eines sich nach 8 12 Meldenden

ab , so entsteht hieraus für diesen ein klagbarer Anspruch nicht .
Betriebsuntcrnehmer und Burcauinhabcr , die sich der Verpflichtung zurEinstellung in schuldhafter Weise entziehen, können von dem im 8 18der Verordnung über Tarifverträge , Arbeiter- und Angestelltenausfchüss «und Schlichtung von Arbeitsstreitigkciten vom 23 . Dezember 19t8(Reichs -Gcfetzbl . 1456) bezeichneten Schlichtungsausschußauf Antrag des

Vorsitzenden des Dcmobilmachungsausschufses für jeden einzelnen Fallmit einer Buße bis zu zehntausend Mark belegt werden. Die festgesetzteBuße kann vom Demobilmachungskommissar für vollstreckbar erklärt wer¬den und wird, dann wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Ihr Betrag

ist an dt« Hauptsürsorgerrgantsation für artegSbeschädigtenfürforge zuzahlen und von dieser i« Interest « krtegSbefchädigter Angestellter zuverwende».
8

Die gesetzlichen Bestimmungen über die Gründe einer Auflösung de»
Dienstverhältnisses ohne Jnnehaltung einer Kündigungsfrist werden von
diesen Vorschriften nicht berührt.

Als wichtiger Grund im Sinne der vorstehenden Bestimmungen gilt
jedoch nicht der durch Mangel an Kohlen und Rohmaterial verursachte
Zwang zur vorübergehenden BetriebSeinstellung.

8 16.
Bei Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Wiedereinstellung oder

Weiterbeschästigung hon Angestellten (88 2 6 bi» 8 dieser Verordnung)ist der in der Verordnung vom 2S. Dezember 1SI 8 vorgesehene Schlich¬tungsausschub zuständig.
DaS Verfahren vor dem Schltchtungsausschusse richtet sich nach den Vor¬

schriften der 88 18 bis so der letztgenannten Verordnung . Der Demo «,biimachungskommifsarkann auch selbst den Schlichtungsausschub oder diean feine. Stelle tretende Schlichtungsstelle anrufen und wie eine Partei
durch Stellung von Anträgen und Teilnahme an den Verhandlungen das
Verfahren fördern.

8 16 .
Hat ein Tarifvertrag für HI« Gestaltung der Arbeitsbedingungen des

Berufskretfes innerhalb des Bezirks eines Demobilmachungskommistars
überwiegende Bedeutung erlangt , so kann der Demobtlmachungskommistarbei dem Reichsarbeitsamte beantragen, den Tarifvertrag gemäß 8 2der Verordnung vom 23. Dezember 1V18 sür allgemein verbindlich zuerklären. In diesem Falle gelten di« Vorschriften der 88 2 bis 6 der
bezeichneten Verordnung entsprechend .

Das Retchsarbeitsamt kann vorbehaltlich seiner endgültigen Entschei¬
dung anordnen , daß die allgemeine Verbindlichkeit des Tarifvertrags
schon vor Abschluß des Verfahrens nach 8 4 Abs . 1 der genannten Ver¬
ordnung einzutreten hat, wenn der Demobtlmachungskommistardies zurBeschleunigung für notwendig hält.

Bet Streitigkeiten über Gehälter oder sonstige Arbeitsverhältniffe fin¬den dis Bestimmungen des 8 18 Abs . 2 dieser Verordnung Anwendung.
8 ' 7.

Unterwerfen sich nicht beide Parteien dem Schiedsspruch , so kann der
Demobilmachungskominissar den Schiedsspruch für verbindlich erklären.Dabei kann er, soweit der Schiedsspruch die Wiedercinstellung oder Wei¬
te rbeschäftigung von Angestellten ( 88 2 , 6 bis 8 ) betrifft, die Wiederein-
zustellcnden oder Weiterzubeschäftigenden bestimmen .

Betrifft der Schiedsspruch auch die Arbeitsverhältnisse solcher Angestell¬ten, die im Bezirk eines anderen Demobilmachungskommistarsbeschäf¬

tigt find , so stehen die im Abs . 1 bezeichneten Besugniffe dem Reich««mHfür die wirtschaftliche Demobilmachung zu .
Ist ein Schiedsspruch nach Abs. t und 2 für verbindlich erklärt, so gel¬te» zwischen dem Arbeitgeber und -nchmer Tienstverträge als abgeschlos¬

sen, die dem Inhalt des Schiedsspruchs und, soweit dstsor eine Regelung
nicht vorsteht , de» Dtenstverträgen gleichartiger Angestellter entsprechen .Für die weiter zu beschäftigenden Angestellten ändern sich tn diesen»
Falle ihre Tienstverträge entsprechend dem Inhalt des Schiedsspruchs.

8 18.
Ist nach 8 2? Abs. 4 der Verordnung vom 23. Dezember :St3 ein

Schiedsspruch nicht zustande gekommen , so kann der Demobtlmachnnzs-
kommiffar nach erneuter Verhandlung des Schlichlungsausfchustes einen
Schiedsspruch herbeifahren. Hierbei hat der Demobilmachungskominissar
die Befugnis eines unparteiischen Vorsitzenden . Ist ein solcher vorhan¬
den , so scheidet er für die fraglichen Streitigkeiten aus .

In dem Falle des 8 17 Abs . 2 tritt ein Vertreter des Rcichsamts sür
die wirtschaftliche Demobilmachung an die Stelle des Temobilmachungs-
kommistars.

8 16 .
Als Kriegsteilnehmer im Sinne dieser Verordnung sind auch die

Kriegsteilnehmer eines während des Krieges mit dem Deutschen Reiche
Verbündeten Staates anzusehen , die bei ihrem Eintritt tn den Heeres¬
dienst ihren Wohnsitz im Deutschen Reiche hatten , sofern für die An¬
gehörigen des Deutschen Reichs die Gegenseitigkeit durch den auslän¬
dischen Staat verbürgt ist.

Zivilinternicrte , die Angehörige eines während des Krieges mit de«
Deutschen Reiche verbündeten Staates sind, stehen reichsdeutschen Zivil¬internierten gleich, sofern sie zur Zeit ihrer Internierung ihren Wohn¬
sitz im Deutschen Reiche hatten und für die Angehörigen des Deutschen
Reichs die Gegenseitigkeit durch den ausländischen Staat verbürgt ist.

8 20.
Täs Reichsamt für die wirtschaftliche Demobilmachung ist befugt,Aussührungs - und übergangsvorschriften zu dieser Verordnung zu er¬

lassen .
. 8 21.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.Ten Zeitpunkt ihres Außerkrafttretens bestimmt das Reichsomt sür ra-
wirtschaftliche Demobilmachung.

Be » lin , den 24 . Januar ISIS.
Die Reichsregierung:

Ebert . Schetdemann .
Der Staatssekretär des Reichsamts für die wirtschaftliche Demobilmachung»

K o « t h.
Amtliche Bekanntmachungen . .

Dic Abwehrund Unterdrückungder Nevlauskrankyeit PetrWir machen darauf aufmerksam , daß gemäß tz 4
Abs . 1 des Reichsgesetzes vom 6. Juli 1904 durch Ver¬
ordnung vom 18. Oktober 1905 in Baden sechs Wein¬
baubezirke gebildet worden sind , wovon

oer l Weinbaubezirk die Gemarkungen des KreisesMosbach, mit Ausnahme der Gemeinde Frenden¬
berg,

der II . die Gemarkungen der Kreise Mannheim »Heidelberg, Karlsruhe »
öer III . die Gemarkungen der Kreise Bade» und

Osfenburg ,
»er IV . die Gemarkungen der Kreise Freiburg und

Lörrach»
öer V. die Gemarkungen des Kreises Waldshut ,der VI . die Gemarkungen des Kreises Konstanzund
nach einer mit der württembergischen Regierung

getroffenen Vereinbarung auch die württember -
gische Enklave Hohentwiel

umfaßt und daß die Versendung von Blindhölzernund bewurzelten Reben aus einem Weinbaubczirk in
irgend eine Gemeinde eines anderen Weinbaubezirks
schlechthin unzulässig ist . Dies gilt selbstredend auch
hinsichtlich eines etwaigen Bezuges von Blindhölzernund von bewurzelten Reben aus nicht badischen Ge¬
bieten oder einer Versendung solcher Blindhölzer und
Reben nach denselben.

Die Bürgermeisterämter sind angehalten , sich die
Überwachung des Verkehrs mit Blindhölzern und be¬
wurzelten Reben in ihren Gemarkungen ernstlich an¬
gelegen sein zu lassen , auch haben sie darauf zu achten,daß der verbotene Anbau aller in Amerika heimischenReben oder von Kreuzungsprodukten solcher Reben
untereinander oder mit anderen Rebarten unterbleibt ,wobei bemerkt sei, daß sich dieses Verbot des Z 15 der
Verordnung vom 18. Oktober 1905, „Die Bekämpfungder Reblaus betr .", auch auf Haus - und Gartenreben
erstreckt . Z .659

Karlsruhe , den 1 . Februar 1919 .
Bezirksamt .

Di« Aufnahme von Zöglinge «in die von Stulz 'sche Waisen««»
statt tn Lichtental betr.

In der von Stulzschen Waisrnanstalt in Baden-
Lichtental sind auf Ostern 1919 folgende Freiplätzezu besetzen :

zwei für evangelische Mädchen,einer für ein katholisches Mädchen.
Ferner ist der Freiplatz der Kettnerschen Stiftungin der von Stulzschen Waisenanstalt in Baden -Lichten-tal für einen Knaben aus der Stadt Karlsruhe oderauS einem Orte des ehemaligen Amtsbezirks Neckar¬

gemünd , namentlich aus Neunkirchen, auf Ostern 1919neu zu besetzen .
Die Gemeinderäte des Bezirks werden veranlaßt ,dies in ihren Gemeinden mit dem Anfügen bekannt

zu machen, daß etwaige Gesuche binnen 14 Tage «anher vorzulegen sind . Zu den Gesuchen ist der vor-
geschriebene Fragebogen zu verwenden ; die Fragenfind tunlichst vollständig zu beantworten .Die Bestimmungen über die Aufnahme (W 1—8
und 12 der Statuten vom 22. November 1834 — Reg .»Matt S . 373 —) lauten wie folgt :

8 1.
Aufnahmsfähig sind Vater- und mutterlose armeKinder beiderlei Geschlechts .

8 2.
Aufnahmsfähig sind ferner solche Kinder , welche

zwar noch eine Mutter haben , welch letztere aber
durch unheilbare Gebrechen, z . B . Blindheit , Lähmun¬gen usw.» zu jeder Arbeit unfähig ist, mithin weder
für die Pflege noch Erziehung ihrer Kinder sorgenkann.

8 3-
Gleiches gilt in Ansehung solcher Kinder, welchewegen moralischer Verdorbenheit ihrer - Eltern Waisen

gleich zu achten sind .
8 4.

Für arm sind solche Kinder zu achten, welche zuihrer Erziehung und Verpflegung aus Gemeinde¬oder anderen öffentlichen Mitteln unterstützt oder
versorgt werden muffen.

8 5.
Dic n -nuueluucndcn Kinder müssen das fünfte

Jahr Vgl haben und dürfen nicht über neun
Jahre ait , ui, , _ _ _ _ _ .

8 12.
Kinder , welche mit einer ansteckenden Krankheit,mißgestaltet oder bildungsunfähig sind, endlich solche,welche unheilbare körperliche Gebrechen haben, können

nicht ausgenommen werden . I .ObO
Karrsruhe , den 30. Januar 1919 .

Bezirksamt .
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« W» eil.
kaufen zu höchsten Tagespreisen

N. Fuchs L Co . , Karlsruhe
Waldhornstratze 47. Telephon 5112

Weitere Anmeldungen zur Freiwilligen Ordnnngs -
wchr erfolgen wie bisher durch Eintragung in die
Listen :

1 . Polizeiwache Durlachertor ,
2. Rathaus , Pförtnerzimmmer ,
3. Polizeiwache Mühlburgertor .
Der Dienst ist ehrenamtlich und beschränkt sich auf

Alarmbereitschaft und Eingreifen im Falle schwerer
Ordnungsstörungen .

Die F .O .W. tritt nur im Fall von Angriffen und«ns direkten Befehl der Badischen Bolksregierung in
Tätigkeit .

Die Mitglieder der F .O .W. haben daher in Zeitender Ruhe und Ordnung keinerlei Posten - und Patrouil .
lendienst zu leisten ; dieser ist Sache der Polizei , Gen¬darmerie , Polizeitruppen und Vvltswehr . Die F .O .W.ist eine Reserve der Regierung , die sich aus der ge¬samten Einwohnerschaft bildet.

In erster Linie kommen militärisch ausgebildeteMänner in Betracht.
Als Alarmsignal gilt das vom Bezirksamt

festgesetzte Ertönen der Sirene . Alle näheren Wei¬
sungen ergehen direkt an die in die F .O .W. aufge¬nommenen Mitglieder .

Für Unfälle im Dienst übernimmt der Staat Haft¬pflicht sowie Versorgung der beschädigten Mitgliederder F .O .W. gem. Bestimmungen der Reichsverstche -
rung unter Zugrundlegung eines Arbeitsverdienstesvon monatlich 375 M . F .967

P a u l ck e.

Kommunal-
Darlehen

auf Schuldschein hat
abzugeben

Spar - « . Waisen¬
kaffe Millingen .

Ilm - Holz
"l

Buchenu- Eichen, z. Strecken
derKohlen, Forlen, Tannen
,Anfeuerholz), amtlich fest¬
gestellte Preise . Das Holz
wird auf Verlangen von 1
Zentner an auswärts zuge¬

führt . Ausgabestelle:
Serwigstraße 53

Fr. Kemper mann

Ninullislrkdnll
Haltestelle der elektrischen Bahn

am Schlachthof .

Umwandlungen
nach dem nicht besetzten
Gebiet von Rheinland
und Westfale « von La¬
dungen und Stückgütern
übernimmt zu mäßigen
Preisen Spediteur JeanGoebel (Inh . C. Farr)
Hanau a. M . Sendungen
find nach Hanan -West -
bahnhof zu stellen. F.968

Mglll. MtspslW
s. Streitige Eentztrbmkeit .

Z .651 . Pforzheim . In dem
Konkursverfahren über
das Vermögen des Zim¬
mermeisters Robert Heinz
in Pforzheim -Brötzing : a
ist, nachdem - er Konkurs¬
verwalter , Rechtsanwalt
Stöfser hier, vom Heeres¬
dienste entlassen ist , der
Grund zur Bestellung ei .
nes besonderen Konkurs-
Verwalters weggesallen.
Die Geschäfte des Kon.
kursverwalters werden

von jetzt ab lediglich von
Rechtsanwalt Stöffer

wahrgenommen .
Pforzheim , 1 . Febr . 1919.

Gerkchtsschreiberri t-eS
Amtsgerichts A. 2.

Berslh .AekalintMlhulWii
Die Firma Seiler L

Co. G. m. b. H. in Grenz,
ach hat unterm 1. Juli
1918 die Auflösungcher Ge.
sellschaft beschlossen u. den
Unterzeichneten zum Li-
guidator bestellt. Gemäß
§ 65 des Handelsgesetz¬
buchs fordere ich die Gläu .
bigerschaft auf , sich bei der.
selben zu melden..

Rechtsanwalt Schmitt»
_ Lörrach. _

» UllmAN .
Aus der Elias Hkhum-

Stistung ist eine Heirats .
aussteuec im Betrage von
IVOO Mark zu vergeben.

Zur Teilnahme m , der
Bewerbung sind berechtigt:

1 . Mädchen aus dichter
Abstammung von dem
Stifter .*2. Töchter der an der
Stiftung angestellten
Beter .

3. Vaterlose Töchter auS
der hiesigen israeliti¬
schen Gemeinde.

Anmeldungen sind unter
Vorlage der Geburtsschein«
sowie der Zeugnisse über
eventuelle Verwandtschaft
und den Leumund bis 15.Mai d. I . anher einzurei .
chen. Ie964 .2 .1

Mannheim , 2. Febr . 1819
Die Stiftungsverrechnnng .

S ch o r s ch.

MMlllilHllllg.
Aus der ' Koppel Levi«

Stiftung ist eine Heircrts-
aussteuer für 1917/19 im
Betrage von 1VV0 Mark
zu vergeben. ? .963 .2 .1

Etwaige Bewerbungen
sin- bis 15. Mai d. I . an .
her einzureichcn. Densel -
den sin- beizufügen : Die
Geburtsscheine, Leumunds¬
zeugnisse , ferner beglau .
bigte Zeugnisse über den
Grad der Verwandtschaft
niit dem Stifter , sowie der
Nachweis, ab die Eltern der
Bewerberinnen noch leben
und ob dieselben kein eige-
nes oder elterliches Ver-
mögen im Betrage von
1000 M . besitzen .Die direkten Verwandten
haben den Vorzug.

Mannheim , 2. Febr . 1919
Die Stittungsverrechuung .

S ch o r s ch.

MmtlM « .
Aus der Bernhard Des»

sauer -Stiftung sind zwei
Heiratsausstattungspreise
im Betrage von je 857 M.
14 Pfg . zu vergeben.

Etwaige Bewerbungen
sind unter Nachweis des
Grades der Verwandtschaftmit dem Stifter nebst dem
Geburts - und Leumunds¬
zeugnis bis 15. Mai d. I .anher einzureichen. ? .96S

Mannheim , 2. Febr . 1919
Die Stiftungsverrechnunz .

S ch o r s ch.

PWMlstWllW
Die Gemeinde Mucken »

sturm , Amt Wemheim»
versteigert am DieuSta «
den 11. Februar d.
nachmittags 1s4 Uhr» beim
Eingang der Hofgemeinde
8V Pappelu an die Meist¬
bietenden zu Eigentum .

Zusammenkunft am Ge-
meindehauS. l? ,96g
Muckenstnrm, 4 . Febr . 1919

Stabhalteramt :
Wanner . Rlooäd
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